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Kleine Anfrage 1052 
der Abgeordneten Heiko Gehring (AfD-Fraktion) und Lars Günther (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Umgang mit Mindestabständen und sonstigen Schutzbestimmungen beim 
Repowering von Windenergieanlagen 

Beim „Repowering“ von Windenergieanlagen (WEA) werden „ausgeförderte“ WEA, welche 
älter als 20 Jahre sind und keine EEG-Förderung mehr erhalten, gegen in der Regel leis-
tungsfähigere, modernere und häufig auch größere Anlagen ausgetauscht. Weil durch die 
größere Höhe und die damit verbundene größere Sicht- sowie auch Hörbarkeit solcher An-
lagen Proteste von in unmittelbarer Umgebung lebenden Bürgerinnen und Bürgern immer 
häufiger stattfinden, verdienen größer dimensionierte, „erneuerte“ Windenergieanlagen 
(nachfolgend „RWEA“) entsprechende Aufmerksamkeit. 
Als ein Beispiel möchten wir hier auf einen Fall des Amtes Falkenberg-Höhenland hinwei-
sen. Hier wurde bei der Aufstellung der WEA im Jahr 2009 in der Gemeinde Kruge-Gersdorf 
der erst später gesetzlich verankerte Mindestabstand von 1 000 Metern zu der Gemeinde 
in fünf Fällen stark unterschritten. Jetzt ist dort durch Repowering-Vorhaben die Errichtung 
dreier RWEA mit einer Nabenhöhe von über 200 Metern geplant. Eines der Windräder hat 
laut Plan einen Abstand von lediglich 708 Metern, ein weiteres von ca. 800 Metern zum 
nächsten Wohngebäude. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Ist die Sach- und Rechtsauffassung korrekt, dass einmal genehmigte WEA auch unter 
solchen umfassend geänderten „Repowering“-Bedingungen hinsichtlich der Höhe und 
Leistungskraft in jedem Fall Bestandsschutz genießen?  

2. Falls ja zur Frage 1): 

a) Existieren Restriktionen jedweder Art (beispielsweise über immissionsschutzrecht-
liche Vorgaben hinaus) für derartige Konstellationen, damit eine zu nahe Bebauung 
von RWEA an Siedlungen und Schutzgegenständen verhindert wird? 

b) Inwiefern bleibt nach Auffassung der Landesregierung der Grundgedanke der Min-
destabstände (die Sicherung gesellschaftlicher Akzeptanz durch Vermeidung von 
Belastungen) erhalten, wenn er bei besonders großen und hohen RWEA eigentlich 
anders definiert werden müsste? 



Landtag Brandenburg Drucksache 8/2806  

- 2 - 

c) Welche Bedeutung misst die Landesregierung den gesellschaftlichen Protesten, 
unter anderem in Bad Belzig, Beelitz, Buckautal, Friedland/Leißnitz, Galenbeck, 
Golzow, Gumtow, Havelberg, Neuruppin, Oberuckersee und Uckerland, bei? Hält 
die Landesregierung die Flexibilisierung der Abstandsregeln und die Anpassungen 
weiterer Immissionsdaten (Schattenwurf, Lärm etc.) aufgrund der anhaltenden 
Proteste der Bevölkerung für notwendig?  

d) Wie bewertet das Landesamt für Umwelt (LfU) den Begriff „Bestandsschutz“ für 
Repowering in den einzelnen Fällen und mit welchen gesetzlichen Grundlagen 
wird entschieden, ob eine „wesentliche Änderung der Bebauung“ vorliegt? 

3. Welche Möglichkeiten hat das Landesamt für Umwelt (LfU), Bebauungsvorhaben wie 
im Amt Falkenberg-Höhenland zu stoppen, wenn diese (z. B. wegen zu geringer Ab-
stände) von Anwohnern oder Kommunen als unzumutbar abgelehnt wurden? 

4. Wie weit ist der Flächenausbau für Windenergie bis 2027 (Mindestens 1,8 % der Lan-
desfläche) fortgeschritten?  

5. Wird das Ziel für 2032 (2,2 % der Landesfläche) nach Einschätzung der Landesregie-
rung, basierend auf Antragslage, Genehmigungen und baulich-technische Erwartun-
gen, erreicht? 

6. Plant die Landesregierung generell eine Anpassung der Flächenziele, wenn durch 
Repowering die Energieerzeugung hinreichend effizient geworden ist, um die Versor-
gung in Brandenburg abzusichern? 

7. Wie viele Rückbauten von WEA wurden bisher in Brandenburg behördlich überprüft 
(Bauaufsicht, LfU, Bodenschutz)? Welche Beanstandungen gab es pro Behörde?  
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